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Die Grünliberalen fordern weitere Anpassungen an der Schuldenbremse 

Die Grünliberalen zeigen sich erfreut, dass die Regierung der langjährigen grünliberalen Forderung nachgekom-
men ist und eine Botschaft zur Revision der Schuldenbremse vorlegt. Wie von den Grünliberalen gefordert, wird 
dabei die Schuldenbremse nicht auf die konsolidierte Rechnung ausgeweitet. Andererseits wurden leider einige 
Forderungen aus der Vernehmlassung nicht aufgenommen. Die Grünliberalen fordern deshalb zusätzliche Anpas-
sungen am Gesetz über die Steuerung der Finanzen und Leistungen (FLG).  

 

Feste Schuldenobergrenze überflüssig 

Bei der Begrenzung der Nettoschulden hat die Regierung auf die konjunkturpolitischen Bedenken der Grünliberalen rea-
giert und die Botschaft entsprechend angepasst. Neu sollen die Nettoschulden auf maximal 90% des durchschnittlichen 
Ertrages einer Steuereinheit der vergangenen fünf Jahre begrenzt werden. Dennoch sind wir nachwievor der Auffassung, 
dass eine feste Schuldenobergrenze nicht erforderlich ist. Parteipräsident Roland Fischer begründet dies wie folgt: „Die 
Erfolgsrechnung ist der Hauptschlüssel für gesunde Finanzen, da sie mit den Abschreibungen und dem Zinsaufwand so-
wohl Investitionen als auch Schulden generationengerecht berücksichtigt.“ Zudem ist die feste Obergrenze von 90% will-
kürlich. Des Weiteren kennt die erfolgreiche Schuldenbremse des Bundes auch keine feste Obergrenze. 

 

Längere Zeitperiode für den Abbau von Fehlbeträgen 

Die Einführung eines statistischen Ausgleichskontos und die Festlegung eines positiven Anfangssaldos unterstützen wir. 
Leider hält die Regierung daran fest, einen Fehlbetrag des Ausgleichskontos innerhalb nur eines Jahres auszugleichen, 
was zu einschneidenden Massnahmen führen kann. Die Grünliberalen schlagen deshalb vor, dass der Fehlbetrag statt in 
einem Jahr innerhalb von beispielsweise vier Jahren durch Überschüsse in der Erfolgsrechnung abgebaut werden muss. 
Diese Regelung würde zusätzlich die Wahrscheinlichkeit einer prozyklischen Finanzpolitik stark reduzieren. Sie sollte des-
halb im Budget und im Finanzplan zwingend berücksichtigt werden. 
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